
32.58.00  TEIL  A   -  PLANZEICHNUNG ZEICHENERKLÄRUNG

Aufgrund des  § 10 des Baugesetzbuches  (BauGB)  und nach  § 9 (4)  BauGB sowie nach  §  84  der Landesbauordnung 
wird  nach  Beschlußfassung  der  Bürgerschaft  der  Hansestadt Lübeck    vom        01.07.2010       die Satzung über den 
Bebauungsplan Nr.   32.58.00  -  , St.-Jürgen-Str. / Hoffmannskoppel                                                                                                       
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) ,   erlassen.

SATZUNG   DER   HANSESTADT LÜBECK  
BEBAUUNGSPLAN        32. 58 . 00

            Der Bürgermeister
Fachbereich 5 - Planen und Bauen
    Bereich 5.610   Stadtplanung

Stand des Verfahrens :  Fassung Ausfertigung 

ST.-JÜRGEN-STRASSE /
HOFFMANNSKOPPEL

M. 1 : 1000

 TEIL  B      -     TEXT      

18.08.2010     Ley

Die Höhenangaben entstammen
der Deutschen Grundkarte  M. 1:5000

Katasteramt Lübeck 

Datengrundlage:  ALK,  05.2009

Herausgeber:  Vermessungs -  und Katasterverwaltung Schleswig-Holstein 

Plangrundlage:                 Übersichtsplan
Auszug aus der DGK 5,  2004              Maßstab ca. 1:10.000

 1.  Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Bauausschusses
      der  Hansestadt Lübeck vom 04.05.2009. Die  ortsübliche  Bekanntma-
      chung des Aufstellungsbeschlusses  ist  durch Abdruck  in der Lübecker
      Stadtzeitung am  12.05.2009  erfolgt.

 2.  Die  frühzeitige Beteiligung  der  Öffentlichkeit nach  §  3 (1) S. 1 BauGB
      ist vom 20.05.2009  bis einschließlich 03.06.2009 durchgeführt  worden.

 3.  Die  Behörden und  sonstigen Träger  öffentlicher Belange,  die  von der 
      Planung   berührt  sein  können,    wurden  gemäß  § 4  (1)  BauGB  am
      16.04.2009   unterrichtet  und  zur   Abgabe  einer   Stellungnahme  auf-
      gefordert.

 4.  Der  Bauausschuss hat  am 18.01.2010  den Entwurf  des  Bebauungs-
      planes mit Begründung  beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

 5.  Der Entwurf des Bebauungsplanes,  bestehend  aus  der  Planzeichnung
      (Teil A)  und dem Text (Teil B)  sowie  die  Begründung  haben in der Zeit
      vom   03.02.2010  bis  zum  05.03.2010  nach  § 3  (2)  BauGB  öffentlich
      ausgelegen. 
      Die  öffentliche Auslegung  ist  mit  dem Hinweis,  dass   Stellungnahmen 
      während der  Auslegungsfrist von  allen Interessierten schriftlich oder zur
      Niederschrift  abgegeben  werden  können ,    am   26.01.2010    in   der 
      Lübecker  Stadtzeitung ortsüblich bekannt gemacht worden.
      

 7.  Der katasteramtliche  Bestand am 16.08.2010 sowie die geo-
      metrischen  Festlegungen der neuen  städtebaulichen  Planung  werden
      als richtig bescheinigt.

 8.  Die Bürgerschaft hat die Stellungnahmen  der  Öffentlichkeit  und  der 
      Behörden und sonstigen Träger  öffentlicher  Belange am 01.07.2010   
      geprüft.   Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

 

09. Die Bürgerschaft hat  den  Bebauungsplan,  bestehend   aus   der   Plan-
      zeichnung  (Teil A) und  dem Text  (Teil B), am  01.07.2010  als Satzung   
      beschlossen  und die Begründung durch (einfachen)  Beschluß  gebilligt.
 

10. Ausfertigung
      Die    Bebauungsplansatzung,   bestehend    aus    der     Planzeichnung
      (Teil A)   und   dem  Text   (Teil B),   wird   hiermit   ausgefertigt   und  ist
      bekannt zu machen.

11. Der  Beschluss  des  Bebauungsplanes  durch  die Bürgerschaft  und die
      Stelle,  bei  der  der  Plan  mit   Begründung   und   zusammenfassender
      Erklärung auf Dauer während der Servicezeiten von allen Interressierten
      eingesehen  werden  kann   und  über den Inhalt  Auskunft  erteilt,   sind 
      am 14.09,2010 ortsüblich bekanntgemacht worden.
      In der  Bekanntmachung  ist   auf  die  Möglichkeit, eine  Verletzung  von
      Verfahrtens-  und  Formvorschriften  und  von  Mängeln  der  Abwägung
      einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen ( § 215  BauGB) sowie
      auf die Möglichkeit,  Entschädigungsansprüche  geltend zu machen und
      das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB)  hingewiesen worden.
      Auf  die Rechtswirkungen des  § 4 (3) GO  wurde ebenfalls hingewiesen
      Die Satzung ist  mithin  am 15.09.2010 in  Kraft getreten.

VERFAHRENSVERMERKE

 6.  Die  Behörden und  sonstigen Träger  öffentlicher Belange,  die  von der 
      Planung   berührt  sein  können,    wurden  gemäß  § 4  (2)  BauGB  am
      24.08.2009  zur   Abgabe  einer   Stellungnahme  aufgefordert.

                                                              Lübeck, den 30.08.2010

                                          Hansestadt   Lübeck
                                                                  Der Bürgermeister
                                                        Fachbereich Planen und Bauen
                                                             Bereich Stadtentwicklung

                                   Im Auftrag                                      Im Auftrag

 

  
         L. S.                   Franz-Peter  Boden                    Herbert Schnabel                   

                                         Bausenator                               Bereichsleiter

                                                            Lübeck, den 25.08.2010 
                                                                         

     L.  S.                                                      Katasteramt

                                                                   Lübeck, den 14.09.2010

                                            Hansestadt   Lübeck
                                                                    Der Bürgermeister
                                                          Fachbereich Planen und Bauen
                                                                  Bereich Stadtplanung
                                                                          Im Auftrag

          L. S.                                                    Herbert Schnabel
                                                                         Bereichsleiter

                                                         Lübeck, den 03.09.2010
                                                             

   L. S.                                                        Bernd Saxe
                                                              Der Bürgermeister

                                                                 Lübeck, den 30.08.2010

                                           Hansestadt   Lübeck
                                                                   Der Bürgermeister
                                                         Fachbereich Planen und Bauen
                                                               Bereich Stadtplanung
                                                                       Im Auftrag

        

         L. S.                                                   Herbert Schnabel
                                                                       Bereichsleiter
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Im Plangebiet sind archäologische Funde nicht auszuschließen. Vor Bodeneingriffen ist die rechtzeitige 
Information der Oberen Denkmalschutzbehörde, Abteilung Archäologie, Meesenring 8, 23566 Lübeck, 
über den aktuellen Baubeginn zwingend erforderlich. Funde sind gem. § 15 DScHG S-H umgehend zu 
melden.

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gem. § 34 Abs. 4 des Bundeswasserstraßengesetzes 
(WaStrG) in der Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962) weder durch ihre Ausgestaltung noch durch 
ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, 
deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder anderes 
irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. 
Von der Wasserstraße aus sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit 
Natriumdampf-Niederdrucklampen direkt leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen sichtbar sein. 
Anträge zur Errichtung von Leuchtreklamen usw. sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt Lübeck 
(WSA) Moltkeplatz 17, 23566 Lübeck daher zur fachlichen Stellungnahme vorzulegen.
 

HINWEISE

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

Schifffahrtszeichen gem. § 34 WaStrG (Signalmast)

I. Planungsrechtliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung
1.1 In den allgemeinen Wohngebieten sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung
 (BauNVO) nicht zulässig.
 (§ 1 Abs. 6 BauNVO)

2 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
2.1 In den allgemeinen Wohngebieten sind je Wohngebäude höchstens 2 Wohnungen zulässig.
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

3 Maß der baulichen Nutzung
3.1 Höhe baulicher Anlagen
 In den allgemeinen Wohngebieten der Bezeichnung WA 1 beträgt für Gebäude mit zwei 
 Vollgeschossen die höchstzulässige Traufhöhe (TH) 6,00 m und die höchstzulässige Firsthöhe
 (FH) 8,00 m, jeweils bezogen auf die angrenzende öffentliche Verkehrsfläche, gemessen in
 Fassadenmitte.
 Die Traufhöhe bemisst sich im Schnittpunkt zwischen der Außenkante des aufsteigenden 
 traufseitigen Mauerwerks und der Außenkante Dachhaut des Hauptdaches. Bei 
 Pultdachkonstruktionen gilt als Firsthöhe der höchste Punkt des Daches im Schnittpunkt zwischen 
 der Außenkante des aufsteigenden firstseitigen Mauerwerks und der Außenkante Dachhaut des 
 Hauptdaches.
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

3.2 Höhenlage baulicher Anlagen
 Bei Wohngebäuden muss die Oberkante des Erdgeschossfußbodens (OKFF EG) mindestens
 3,50 m über Normalnull (üNN) betragen.
 (§ 9 Abs. 3 BauGB)

4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
4.1 Stellplätze mit Schutzdach (Carports) und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren 
 Grundstücksflächen oder der dafür gesondert festgesetzten Flächen zulässig.

4.2 In den allgemeinen Wohngebieten ist je Grundstück außerhalb der überbaubaren 
 Grundstücksflächen nur ein Geräteschuppen, Gartenhaus oder eine vergleichbare Nebenanlage
 von nicht mehr als 8 qm zulässig.

4.3 Auf dem Flurstück 74/1 ist die Errichtung eines Schiffssignalmastes mit einer Höhe von max.
 25,00 m üNN zulässig.
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

5 Verkehrsßächen besonderer Zweckbestimmung 
 Die Straßen "Planstraße 767" und "Planstraße 768" sind als Verkehrsflächen mit besonderer 
 Zweckbestimmung gem. § 42 Abs. 4a STVO als verkehrsberuhigter Bereich herzustellen.
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
 Die mit "GFL" bezeichneten Flächen sind mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der
 Hansestadt Lübeck-Entsorgungsbetriebe zu belasten. Die Trassenbreite beträgt 3,00 m.

7 Flächen für die Regelung des Wasserabßusses 

 Im Plangebiet sind Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (Notwasserwege) allgemein
 zulässig. 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

8 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des

 BImSchG und sonstige Gefahren sowie die zu treffenden baulichen Vorkehrungen
8.1 Auf der mit "LW" bezeichneten Fläche ist ein Lärmschutzwall mit einer Höhe von mindestens
 3,00 m, jeweils gemessen über der Gradiente der Ivendorfer Landstraße, anzulegen.
 Ausnahmsweise kann die Errichtung einer Lärmschutzwand bzw. Wall-Wand-Kombination
 in gleicher Höhe zugelassen werden.

8.2 In den gekennzeichneten Lärmpegelbereichen "LPB III" gelten die folgenden Anforderungen an
 die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Dach, Fenster, Lüftung) von
 Gebäuden: Die Außenbauteile (Außenwände, Dächer, Fenster, Lüftungen) von Aufenthaltsräumen
 in Wohnungen sind so auszuführen, dass mindestens das erforderliche bewertete resultierende
 Schalldämmmaß R´w,res von 35 dB (nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau) erreicht wird.

REGELQUERSCHNITTE (o.M.)
-Darstellung ohne Normcharakter-

 Die Außenbauteile von Büroräumen sind so auszuführen, dass mindestens das erforderliche
 bewertete resultierende Schalldämmmaß R´w,res von 30 dB erreicht wird.

8.3 In den gekennzeichneten Lärmpegelbereichen "LPB IV" gelten die folgenden Anforderungen an 
 die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Dach, Fenster, Lüftung)
 von Gebäuden:
 Die Außenbauteile (Außenwände, Dächer, Fenster, Lüftungen) von Aufenthaltsräumen in 
 Wohnungen sind so auszuführen, dass mindestens das erforderliche bewertete resultierende 
 Schalldämmmaß R´w,res von 40 dB (nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau) erreicht wird.
 Die Außenbauteile von Büroräumen sind so auszuführen, dass mindestens das erforderliche 
 bewertete resultierende Schalldämmmaß R´w,res von 35 dB erreicht wird.

8.4 In den festgesetzten Lärmpegelbereichen sind für Fenster von Schlafräumen und Kinderzimmern 
 schallgedämpfte Lüftungen vorzusehen, sofern der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf 
 eine andere, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik geeignete Weise sichergestellt 
 werden kann.
 
8.5 Innerhalb überbaubarer Grundstücksflächen sind Kellergeschosse unzulässig.
 Die Errichtung von Kellergeschossen kann nur ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die
 Ausführung als weiße Wanne erfolgt, bzw. die Richtlinien und Normen für Abdichtung gegen
 drückendes Wasser erfüllt werden. 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

9 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pßege und zur Entwicklung von Natur- und 

 Landschaft
9.1 Die Flächen für zulässige Nebenanlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO (Carports, 
 Stellplätze, Zufahrten etc.) sind wasserdurchlässig herzustellen. Ausnahmsweise können bis zu
 höchstens 50% als versiegelte Flächen hergestellt werden. 

9.2 Die Durchwegung der privaten Grünfläche ist in der erforderlichen Breite wasserdurchlässig 
 herzustellen. 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)

10 Flächen mit Festsetzungen für das Anpßanzen von Bäumen und Sträuchern sowie die 

 Bindungen für die Erhaltung
10.1 Die entsprechend der festgesetzten GRZ nicht überbaubaren bzw. nicht für Nebenanlagen 
 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren Flächen der Baugrundstücke sind nach Wiederherstellung
 der natürlichen Bodendurchlässigkeit gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. 20% der Flächen
 sind mit standortgerechten, heimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen (siehe Pflanzliste 1
 im Anhang der Begründung). Der Bewuchs ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Abgängige
 Gehölze sind durch standortgerechte, heimische Arten zu ersetzen. 

10.2 Der auf der mit "LW" bezeichneten Fläche anzulegende Lärmschutzwall entlang der Ivendorfer 
 Landstraße ist als Erdwall anzulegen und mit standortgerechten, heimischen Bäumen und
 Sträuchern zu bepflanzen (siehe Pflanzliste 1 im Anhang der Begründung), hierunter mindestens 
 64 Bäume. Abgängige Gehölze sind durch standortgerechte, heimische Arten zu ersetzen. 

10.3 Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfläche ist die vorhandene Vegetation zu erhalten, zu 
 pflegen und naturnah zu entwickeln.
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und 25 b BauGB)

II. Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBO vom 22.01.2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6))

1 Dächer
1.1 In den allgemeinen Wohngebieten der Bezeichnung WA 1 sind für die Dächer aneinander 
 grenzender Doppelhäuser einheitliche First- und Traufhöhen, sowie einheitliche Materialien und 
 Farben zu verwenden.

1.2 In den allgemeinen Wohngebieten der Bezeichnung WA 1 und WA 2 sind Dacheindeckungen
 aus glasierten Dachziegeln unzulässig.

2 Außenwände
2.1 In den allgemeinen Wohngebieten der Bezeichnung WA 1 sind für die Außenwände 
 aneinander grenzender Doppelhäuser einheitliche Materialien und Farben für die Fassade 
 zu verwenden, geringe Farbabstufungen sind zulässig.
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